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Präambel 

 
Kinder haben ein Recht auf körperliche und seelische Unversehrtheit, gesundes Auf-
wachsen, Förderung ihrer Entwicklung, Entfaltung ihrer Persönlichkeit und gewaltfreie 
Erziehung. Kinderschutz ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die der Verantwor-
tungsübernahme aller Beteiligten bedarf. Die handelnden Personen sind verantwort-
lich für ihr fachlich fundiertes Handeln. Für die vorliegende Vereinbarung sind der 
Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a SGB VIII und das Gesetz zur Ko-
operation und Information im Kinderschutz (KKG) maßgeblich. 
 
Um die vertragsärztliche Versorgung von Kindern und Jugendlichen bei einer Gefähr-
dung ihres Wohls zu verbessern, soll mit dieser Vereinbarung nach § 73c SGB V zwi-
schen der Kassenärztlichen Vereinigung Schleswig-Holstein, dem Städteverband 
Schleswig-Holstein und dem Schleswig-Holsteinischen Landkreistag die Zusammen-
arbeit von Vertragsärztinnen und -ärzten, sowie Vertragspsychotherapeutinnen und -
psychotherapeuten1 mit den Jugendämtern in Schleswig-Holstein gestärkt werden. 
 
Erfasst werden sollen Fälle, in denen im Rahmen von Früherkennungsuntersuchungen 
nach § 26 SGB V oder der ärztlichen Behandlung nach § 28 SGB V entweder des 
betroffenen Kindes oder Jugendlichen selbst oder eines Familienangehörigen oder 
Dritten Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Wohls des Kindes oder Jugendlichen 
festgestellt werden. Mit der vorliegenden Vereinbarung werden lösungsorientierte Ab-
läufe mit dem Grundgedanken einer gemeinsamen Verantwortung der Beteiligten für 
einem wirksamen Kinderschutz vereinbart. 
 
Dem ärztlichen Handeln liegt die AWMF S3 Leitlinie „Kindesmisshandlung, -miss-
brauch, -vernachlässigung unter Einbeziehung der Schnittstelle zur Jugendhilfe (Kin-
derschutzleitlinie), sowie die Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses über 
die Früherkennung von Krankheiten bei Kindern (Kinder-Richtlinie) zugrunde. 

 

§ 1 

Gegenstand der Vereinbarung 

(1) Diese Vereinbarung regelt die Zusammenarbeit von Vertragsärzten und Jugend-
ämtern in Schleswig-Holstein in Bezug auf: 
 

• das Feststellen von Anhaltspunkten innerhalb der vertragsärztlichen  
Versorgung nach § 26 SGB V oder nach § 28 SGB V für eine Gefährdung des 
Wohls von Kindern und Jugendlichen, 

• den weiteren Verlauf für Vertragsärzten bei Verdacht bzw. nach Feststellung 
gewichtiger Anhaltspunkte einer Kindeswohlgefährdung, 

• die Ansprechpartner in den Jugendämtern,  
• Beratungsangebote und Hilfestellungen für Vertragsärzten. 

 

 
1 Die nachstehende Bezeichnung „Vertragsarzt“ wird im Sinne einer sprachlichen Vereinfachung ein-
heitlich und geschlechtsneutral verwendet. Sie umfasst gleichermaßen Vertragsärzte und Vertragsärz-
tinnen sowie Vertragspsychotherapeuten und Vertragspsychotherapeutinnen. 
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(2) Ziel der Vertragspartner ist es, durch eine verstärkte Kooperation zwischen den 
Vertragsärzten und den Jugendämtern einer Gefährdung des Wohles von Kin-
dern und Jugendlichen angemessen zu begegnen. Bereits bestehende regionale 
Kooperationsstrukturen werden durch die Vertragspartner befürwortet und unter-
stützt. 

 

(3) Die Vertragspartner sind sich darüber einig, dass der Begriff Fallbesprechung ge-
mäß § 87 Abs. 2a S. 8 SGB V dem Begriff Gefährdungseinschätzung gemäß § 8a 
SGB VIIl gleichgesetzt wird. Im Folgenden der Vereinbarung wird der Begriff Ge-
fährdungseinschätzung verwendet. 
 

(4) Die Vergütung ist nicht Bestandteil dieser Vereinbarung. Die Vergütung der von 
den Vertragsärzten im Rahmen dieser Vereinbarung erbrachten Leistungen er-
folgt nach dem Einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) und ist mit der jeweili-
gen Vereinbarung über die Vergütung vertragsärztlicher Leistungen gemäß § 87a 
SGB V der Kassenärztlichen Vereinigung Schleswig-Holstein abgegolten, soweit 
nachfolgend keine abweichenden Regelungen getroffen werden. 

 

§ 2 

Kindeswohlgefährdung und Schutzauftrag 

(1) Die Gefährdung des Kindeswohls liegt nach § 1666 Abs. 1 BGB vor, wenn Kinder 
und Jugendliche durch 

 eine körperliche oder seelische Misshandlung, 
 einen sexuellen Missbrauch und/oder sexualisierte Gewalt  
oder 
 eine körperliche, geistige oder seelische Vernachlässigung 

erfahren und in ihrer körperlichen, geistigen oder seelischen Entwicklung gegen-
wärtig erheblich gefährdet sind, bzw. sich bei der weiteren Entwicklung eine erheb-
liche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit voraussehen lässt. 

(2) Die Gefährdung oder Verletzung des Kindeswohls wird durch elterliches Fehlver-
halten bzw. Unterlassung angemessener Fürsorge oder durch Verhalten Dritter2 
verursacht: 

 durch schuldhaftes oder schuldloses Handeln der Eltern oder Dritter (Vernach-
lässigung, Missbrauch, Misshandlung, Missbrauch des Sorge- und/oder Erzie-
hungsrechts), 

 durch schuldhaftes oder schuldloses Unterlassen (Vernachlässigung) oder 
 fehlende Bereitschaft oder Fähigkeit der Eltern, ein kindeswohlgefährdendes 

Verhalten Dritter (fehlende Schutzgewährung) wirksam zu unterbinden.  
 
(3) Zur Gefährdungseinschätzung des Kindeswohls haben Vertragsärzte gemäß § 4 

Abs. 2 KKG Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft. Die-
ser Anspruch richtet sich gegen den Träger der öffentlichen Jugendhilfe, also das 
Jugendamt. Dieser ist verpflichtet, die Beratung durch die insoweit erfahrene Fach-

 
2 Personen außerhalb des sorgeberechtigten Personenkreises, die durch ihr Verhalten das Kindes-
wohl beeinträchtigen oder gefährden können. 
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kraft sicherzustellen. Die Jugendämter stellen die Kontaktdaten der insoweit erfah-
renen Fachkraft auf ihrer Internetseite oder auf Anfrage zur Verfügung. Aufgabe 
der insoweit erfahrenen Fachkraft ist die Beratung der Vertragsärzte; die weitere 
Einschätzung und Schritte obliegen dem Vertragsarzt. 

 

§ 3 

Beratungsangebote bei Kindeswohlgefährdung 

Der Vertragsarzt hat die Möglichkeit, sich allgemein zu der Thematik Kindeswohlge-
fährdung oder in konkreten Fällen insbesondere durch die Jugendämter beraten zu 
lassen.  

 

§ 4 

Ablaufschema bei Kindeswohlgefährdung 

(1) Bei Verdacht bzw. Feststellen von Kindeswohlgefährdung ist nachfolgendem Ab-
laufschema (siehe auch Schemata in Anlage 1) vorzugehen: 

 
a) Hat der Vertragsarzt Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung wahrge-

nommen bzw. vermutet solche, hat er nach dem im § 4 KKG beschriebenen 
Verfahren zu handeln. 

 
b) Der Vertragsarzt hat zu prüfen, ob Maßnahmen wie die Erörterung der Situation 

mit den Betroffenen realisierbar sind und hat diese umzusetzen, soweit der wirk-
same Schutz des Kindes oder Jugendlichen hierdurch nicht in Frage gestellt 
wird. Ziel soll das Hinwirken auf die Inanspruchnahme von Hilfeleistungen sein.  

 
c) Ist trotz Inanspruchnahme von Hilfeleistungen und Ausschöpfung von einver-

nehmlichen Lösungsansätzen das Kindeswohl nach Ansicht des Vertragsarztes 
weiterhin gefährdet oder ein optionaler fachlicher Austausch mit Kollegen und 
einer insoweit erfahrenen Fachkraft bestätigt den Verdacht, ist spätestens zu 
diesem Zeitpunkt das zuständige Jugendamt zu informieren. Ist das von dem 
Arzt adressierte Jugendamt nicht zuständig, vermittelt es ihn an das zuständige 
Jugendamt. Die Betroffenen3 sind hierauf vorab hinzuweisen, wenn dadurch 
nicht der wirksame Schutz des Kindes oder Jugendlichen in Frage gestellt wird.  

 
d) In der Regel nimmt der Vertragsarzt vorab telefonisch oder, falls im Praxisbe-

trieb nicht möglich, unmittelbar mit Hilfe eines Meldebogens (Anlage 2) Kontakt 
mit dem Jugendamt auf. Die Übermittlung des Meldebogens erfolgt aus Daten-
schutzgründen durch den Vertragsarzt pseudonymisiert (vorläufiges Pseudo-
nym: Datum_LANR) per E-Mail oder per Fax an das Jugendamt. Die personen-
bezogenen Daten können dann telefonisch oder nach Absprache und Dringlich-
keit in einer persönlichen Übergabe oder auf dem Postweg erfolgen. Die Kon-
taktdaten der Jugendämter sind unter www.kvsh.de zu finden.  

 
3 In der Regel die Sorgeberechtigten; in Einzelfällen kann auch der einsichtsfähige Jugendliche selbst 
als Betroffener gelten. 
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e) Das Jugendamt teilt dem Vertragsarzt daraufhin unverzüglich mit der Eingangs-

bestätigung der (Verdachts-)Mitteilung einen direkten Ansprechpartner und ein 
verschlüsseltes Pseudonym für die weitere Korrespondenz für das Kind oder 
den Jugendlichen mit (Anlage 4). 

 
f) Sollte das Jugendamt weitere Angaben zum Sachverhalt benötigen und/oder 

wurde der Meldebogen bisher nicht (vollständig) übersandt, werden erforderli-
che Angaben zu dem Kind/Jugendlichen mit Hilfe des Meldebogens auf Anfrage 
des Jugendamts übermittelt. Die Übermittlung erfolgt aus Datenschutzgründen 
durch Angabe des durch das Jugendamt übermittelten Pseudonyms. 

 
g) Unabhängig von der gemäß § 8a Abs. 1 Nr. 2 SGB Vlll bestimmten Teilnahme 

des Vertragsarztes an der Gefährdungseinschätzung des Jugendamtes hat das 
Jugendamt unter Beachtung der Anforderungen aus § 4 Abs. 4 KKG neben der 
Eingangsbestätigung Rückmeldungen über den Verlauf des Verfahrens an den 
Vertragsarzt zu geben. Eine schriftliche Rückmeldung, ob das Jugendamt die 
gewichtigen Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls des Kindes oder Ju-
gendlichen bestätigt sieht und ob es zum Schutz des Kindes oder Jugendlichen 
tätig geworden ist oder noch tätig ist, hat unverzüglich, spätestens zwei Wochen 
nach Mitteilung durch den Arzt zu erfolgen. Sollte zu diesem Zeitpunkt die Ge-
fährdungseinschätzung nicht abgeschlossen sein, sendet das Jugendamt nach 
abschließender Feststellung, ob es die Gefährdung des Wohls des Kindes oder 
Jugendlichen bestätigt sieht, eine zusätzliche schriftliche Rückmeldung an den 
Vertragsarzt. Anlage 5 dient als Muster für die Rückmeldungen. Angaben über 
die Art der Kindeswohlgefährdung oder über das konkrete Handeln des Jugend-
amtes erfolgen auf Grundlage der § 4 Abs. 4 KKG und § 64 Abs. 4 SGB Vlll, 
außer der Vertragsarzt ist an der Gefährdungseinschätzung beteiligt oder in ein 
Hilfe- und Schutzkonzept mit Einwilligung der Familie einbezogen. 

 
(2) Der Vertragsarzt soll das Jugendamt unverzüglich informieren, wenn nach seiner 

Einschätzung eine dringende Gefahr für das Wohl des Kindes oder des Jugendli-
chen das Tätigwerden des Jugendamtes erfordert. In besonders dringlichen Fäl-
len kann parallel auch die Hinzuziehung der Polizei in Betracht gezogenen wer-
den. Die Regelungen bezüglich der Eingangsbestätigung und weiterer Rückmel-
dungen durch das Jugendamt nach § 4 Abs.1 lit. e und g finden auch hier Anwen-
dung. 

 
(3) Das Jugendamt bezieht nach § 8a Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII bei Bedarf den betreuen-

den Vertragsarzt in geeigneter Weise in die Gefährdungseinschätzung mit ein 
(Fallbesprechungen). 

 
(4) Die Vertragspartner überprüfen die Kommunikationswege zwischen Vertragsarzt 

und Jugendamt im Sinne des Bürokratieabbaus und streben dahingehend eine 
Lösung der digitalen und datenschutzkonformen Datenübermittlung u.a. des Mel-
debogens nach Anlage 2 an. Ist dies datenschutzrechtlich geklärt, entfällt die 
Pseudonymisierung. 
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§ 5 

Fallbezogene Aufgaben und Rechte - Vertragsarzt 

(1) Der Vertragsarzt teilt dem Jugendamt die Namen der betroffenen Kinder und Ju-
gendlichen unmittelbar bei Vorliegen gewichtiger Anhaltspunkte auf Kindeswohl-
gefährdung nach § 2, spätestens bei Verdachtsbestätigung im Ergebnis des in  
§ 4 Abs. 1 festgelegten Verfahrens mit. 

 
(2) Sollte der Vertragsarzt bei der Untersuchung eines Familienangehörigen oder 

Dritter Anhaltspunkte für eine drohende oder bereits vorhandene Kindeswohlge-
fährdung feststellen und sich diese nach eigener Einschätzung bestätigen bzw. 
nicht ausräumen lassen, ist dieses dem Jugendamt mitzuteilen. Auf krankheits-
bedingte Einschränkungen in der elterlichen Fürsorge und spezifische Schutzbe-
dürfnisse von behinderten Kindern und Jugendlichen ist besonders zu achten. 

 
(3) Die Mitteilungs- und Datenübermittlungsbefugnis für Vertragsärzte ist in § 4 Abs. 

3 KKG geregelt. Da die Übermittlung somit aufgrund eines Gesetzes erfolgt, liegt 
nach übereinstimmender Auffassung der Vertragsparteien keine unbefugte und 
damit strafbare Offenbarung (Verletzung der Schweigepflicht) nach § 203 Straf-
gesetzbuch (StGB) vor. 

 
(4) Der Vertragsarzt ist sowohl nach § 4 Abs. 3 und 4 KKG als auch § 8a Abs. 1 Nr. 2 

SGB VIII befugt die erforderlichen Daten zu übermitteln. Im Falle der Datenüber-
mittlung an eine insoweit erfahrene Fachkraft nach § 4 Abs. 2 KKG sind die Daten 
zu pseudonymisieren. 

 
(5) Für den Fall, dass ein Gespräch mit den Betroffenen4 und das Hinwirken auf die 

Inanspruchnahme von Hilfen eine Gefährdung nicht abwenden konnte oder ein 
solches Gespräch oder Hinwirken nicht in Betracht kommt, ist der Vertragsarzt 
befugt, das Jugendamt personenbezogen ohne Einwilligung der Betroffen zu in-
formieren. Die Betroffenen sind vorab darauf hinzuweisen, es sei denn, dieses 
würde den wirksamen Schutz des Kindes bzw. Jugendlichen in Frage stellen. 

 
(6) Der Vertragsarzt und das Jugendamt sollen im Verlauf oder nach Abschluss ei-

ner Fallbearbeitung nach Möglichkeit eine informelle mündliche Falldiskussion 
führen. Ziel ist es, fallbezogen aus Fehlern oder Best-Practice-Erfahrungen zu 
lernen, individuelle fachliche Kompetenzen weiterzuentwickeln und interinstitutio-
nell sinnvolle Prozessoptimierungen zu fördern. 
 

 

§ 6 

Fallbezogene Aufgaben - Jugendamt 

(1) Die Erreichbarkeit des Jugendamtes ist sichergestellt. Hierzu werden außerhalb 
der werktäglichen Dienstzeiten die in Anlage 3 angegebenen Telefonnummern 

 
4 In der Regel die Sorgeberechtigten; in Einzelfällen kann auch der einsichtsfähige Jugendliche selbst 
als Betroffener gelten. 



Kooperationsvereinbarung § 73c SGB V Seite 9 von 23 

entsprechend weitergeleitet. Änderungen werden den Vertragspartnern unmittel-
bar bekanntgegeben. 

 
(2) Für Regelungen bzgl. der Eingangsbestätigung und weiterer Rückmeldungen 

durch das Jugendamt finden nach § 4 Abs.1 lit. e und g KKG Anwendung. 
 
(3) Das Jugendamt beteiligt gemäß § 8a Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII bei Bedarf den be-

handelnden Vertragsarzt in geeigneter Weise an der Gefährdungseinschätzung 
(Fallbesprechungen) und/ oder informiert diesen unter Beachtung des in den §§ 
61 ff. SGB VIll geregelten Datenschutzes im Nachgang an die Besprechung 
schriftlich. 

 
(4) Der Vertragsarzt und das Jugendamt sollen im Verlauf oder nach Abschluss ei-

ner Fallbearbeitung nach Möglichkeit eine informelle mündliche Falldiskussion 
führen. Ziel ist es, fallbezogen aus Fehlern oder Best-Practice-Erfahrungen zu 
lernen, individuelle fachliche Kompetenzen weiterzuentwickeln und interinstitutio-
nell sinnvolle Prozessoptimierungen zu fördern. 

 

§ 7 

Datenschutz 

(1) Bei der Durchführung und Dokumentation der Behandlung sowie der Weitergabe 
von Sozialdaten und medizinischen Daten bleiben die ärztliche Schweigepflicht, 
das Sozialgeheimnis und die datenschutzrechtlichen Vorschriften unberührt und 
sind von allen Vertragspartnern gegenüber unbefugtem Zugriff Dritter zu beach-
ten. 

 
(2) Soweit es aus Sicht des meldenden Vertragsarztes bzw. aus Sicht des Jugend-

amtes erforderlich ist, einen weiteren Arzt/ Psychotherapeuten zu beteiligen, darf 
dieser aus seiner Dokumentation die den Versicherten betreffenden Behand-
lungsdaten und Befunde nur dann abrufen, wenn der Versicherte ihm gegenüber 
schriftlich eingewilligt hat, die Information für den konkret anstehenden Fall zu 
nutzen. 

 
(3) Die erhobenen und gespeicherten Daten werden gelöscht, soweit sie für die Er-

füllung der gesetzlichen oder vertraglichen Anforderungen nicht mehr benötigt 
werden. 

§ 8 

Salvatorische Klausel 

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein, sich künftig als 
unwirksam erweisen oder eine Regelungslücke enthalten, bleibt die Vereinbarung im 
Übrigen gültig. Die Vertragspartner verpflichten sich, anstelle der unwirksamen oder 
fehlenden Bestimmung eine solche Ersatzregelung zu vereinbaren, die dem ur-
sprünglichen Regelungsziel möglichst nahekommt. 
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§ 9 

Inkrafttreten, Kündigung 

(1) Diese Vereinbarung tritt zum 01. Januar 2026 in Kraft. Die Vereinbarung kann mit 
einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt wer-
den. 

 
(2) Das Recht zur außerordentlichen Kündigung dieser Vereinbarung aus wichtigem 

Grund bleibt davon unberührt. 
 
(3) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform. 

Dies gilt auch für einen etwaigen Verzicht auf das Erfordernis der Schriftform 
selbst. Mündliche Abreden bestehen nicht und können nicht geschlossen wer-
den. 

 
 
 
Bad Segeberg, den ____________ _____________________________________ 
 Kassenärztliche Vereinigung Schleswig-Holstein 
 
 
Kiel, den ____________________ ______________________________________ 
 Städteverband Schleswig-Holstein 
 
 
Kiel, den ____________________ ______________________________________ 
 Schleswig-Holsteinischer Landkreistag 
 

  


